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Drucksache V/2336 


Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 15. Dezember 1960 gegen 
Diskriminierung im Unterrichtswesen und zu dem Protokoll 
vom 18. Dezember 1962 über die Errichtung einer Schlichtungs- 
und Vermittlungskommission 

— Drudesache V/1583 — 


A. Bericht des Abgeordneten Raffert 


Der Gesetzentwurf wurde in der 103. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 14. April 1967 dem 
Auswärtigen Ausschuß federführend und dem Aus- 
schuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi- 
zistik zur Mitberatung überwiesen. 

Es ist das Ziel des dem Gesetzentwurf zugrunde 
liegenden Übereinkommens, eine Zusammenarbeit 
zwischen den Völkern zu ermöglichen, in der in der 
ganzen Welt die Geltung der Menschenrechte und 
gleiche Bildungsmöglichkeiten für alle sichergestellt 
werden. Das Übereinkommen soll dabei den in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ent- 
haltenen Grundsatz der Nichtdiskriminierung und 
das darin verkündete Recht jedes Menschen auf 
Erziehung so verwirklichen, daß unter Beachtung 
der Verschiedenheit der nationalen Erziehungs- 
systeme auch im Unterrichtswesen jegliche Benach- 
teiligung von Menschen aus rassischen, religiösen, 
nationalen oder sozialen Gründen beseitigt oder 


verhindert wird und gleiche Möglichkeiten für alle 
geschaffen werden. 

Zwar hat der Bundesrat in der Frage der Gesetz- 
gebungskompetenz eine andere Auffassung vertre- 
ten. Im Hinblick auf die Lindaucr Vereinbarung, 
in der sich die Bundesregierung und die Landes- 
regierungen über die Beteiligung der Länder beim 
Abschluß der völkerrechtlichen Verträge des Bun- 
des verständigt haben, hat er jedoch keine Einwen- 
dungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

Mit Rücksicht auf diese Stellungnahme hatte der 
federführende Auswärtige Ausschuß keine Ver- 
anlassung, auf die Frage der Abgrenzung der Zu- 
ständigkeit zwischen Bund und Ländern einzugehen. 

Der mitberatende Ausschuß für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik hat die Annahme des 
Gesetzentwurfs ebenfalls empfohlen. 


Bonn, den 29. November 1967 


Raffert 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B, Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1583 — 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 29. November 1967 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Raffert 

Berichterstatter 


unver- 
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